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Struktur 

• Begrüßung (Iris Schöberl beginnt) 

• Verweis auf Verbänderunde 

• Nennung Wohnfertigstellungszahlen 

• Blick ZIA: Wirtschaftlichkeit (Projektentwickler) und Mieten  

• Bau Turbo II, Zinsen, Fördern, Mietenregulierung 

• Dann Überleitung zu Olaf Demuth 

• Dass so wenig gebaut wird, betrifft die Baubranche 

• Bau-Konjunktur, Umsatzahlen, ifo-Index, Bau als Wirtschaftsfaktor, 

Gebäudetyp E 

• Abbinder: Appell//5 Forderungen (Appell//Runde BMWSB) 

 

 

  



• Liebe Medienvertreterinnen und Medienvertreter, auch von mir ein 

herzliches Willkommen. 

• Der Anlass ist kein guter, meine Kollegin Iris Schöberl hat es bereits 

ausführlich dargestellt:  

• Deutschland hat seit Jahren ein dringendes Wohnungsbauproblem.  

• Die Fertigstellungszahlen für 2025 in Höhe von 206.600 

unterstreichen, dass der Neubau weiterhin deutlich hinter dem 

Bedarf zurückbleibt, insbesondere in den Ballungszentren.  

• Sie zeigen auch, dass die bisherigen Maßnahmen der vorherigen 

und auch dieser Bundesregierung noch nicht gegriffen haben. 

• Deshalb fordern wir in aller Deutlichkeit ein schnelles und 

entschiedenes Gegensteuern.  

• Ansonsten drohen weitere Rückgänge in den kommenden Jahren - 

mit erheblichen sozialen Verwerfung sowie wirtschaftlichpolitischen 

Folgen für den Standort Deutschland 

• Deshalb fordern die Verbände des Wohnungsbau-Appells einen 

Bauturbo II. 

• Einen Bauturbo, der nicht mehr nur auf die Genehmigung abzielt, 

sondern auf die Wirtschaftlichkeit der Projekte.  

• Denn auch wenn die Baugenehmigungen steigen, zuletzt um 

immerhin 11,5 Prozent, bedeutet das noch nicht, dass auch mehr 

gebaut wird.  

• Das zeigen die ebenfalls heute veröffentlichten Zahlen zum 

Auftragseingang und Umsatz unserer Wohnungsbaubranche:  

• Auftragseingang -1,8 Prozent, Umsatz -5,3 Prozent. 

• Und speziell im Wohnungsbau sieht es noch düsterer aus: -3,7 

Prozent bzw. -11,6 Prozent  

• Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, dass der vom Ifo-Institut 

erhobene Geschäftsklimaindex für den Wohnungsbau im April 



eingebrochen ist, auf den niedrigsten Stand seit 4 Jahren, als zu der 

Zeit des Ausbruchs des Urkaine-Kriegs.  

• Die Geschäftserwartungen der Unternehmen sind damit erneut 

deutlich schlechter ausgefallen, das ist kein gutes Zeichen für die 

kommenden Monate. 

• Und wir dürfen nicht vergessen: Die Auswirkungen des Iran-Krieges 

und die daraus folgenden Unsicherheiten hinsichtlich der 

Finanzierungskosten und Preissteigerungen bei Baumaterialien 

werden in den kommenden Monaten noch zunehmen. 

• In den am Mittwoch veröffentlichten Erzeugerpreisen sehen wir etwa 

Preissteigerungen für rohölbasierte Materialien für den 

Wohnungsbau, wie Bitumendachbahnen, von über 10%.  

• Ich sage es ganz deutlich: Die Unternehmen und Institutionen der 

Planungs-, Bau-, Immobilien- und Wohnungswirtschaft sind bereit 

zu bauen.  

• Doch unter den derzeitigen Rahmenbedingungen bleibt dies 

wirtschaftlich kaum darstellbar.  

• Deshalb muss die Bundesregierung mit einem Bauturbo II 

reagieren, damit in dieser Legislaturperiode überhaupt noch eine 

Trendumkehr möglich wird.  

• Denn dass so wenig gebaut wird, betrifft Familien, junge Menschen, 

Senioren – kurzum alle, die bezahlbaren Wohnraum benötigen. 

• Aber es betrifft auch die Baubranche.  

• Eine Branche, die mit 10% Anteil am BIP die Konjunkturlokomotive 

Deutschlands sein könnte. 

• Eine Branche, die in den letzten Jahren gegen den Trend ihre 

Fachkräfte um 200.000 Personen aufgestockt hat und diese 

personelle Power trotz der letzten fünf (!) Rezessionsjahre gehalten 

hat. 



• Ein irrer Kraftakt – und unternehmerische Weitsicht, weil uns die 

Politik seit Jahren eindeutige Signale gibt: „Es wird investiert, wir 

brauchen den Bau.“ 

• Diese Signale müssen nun endlich Realität werden und nicht nur 

politische Reden garnieren.  

• Die Bundesregierung muss ernst nehmen, dass bezahlbarer 

Wohnraum eine zentrale Voraussetzung für sozialen 

Zusammenhalt, wirtschaftliche Stabilität und Fachkräftegewinnung 

ist. 

• Er ist kein Nice-to-Have, sondern ein KO-Kriterium für unser 

Land. 

• Neben den Finanzierungsthemen, die Iris Schöberl angesprochen 

hat, muss noch ein weiterer wichtiger Punkt in das Zentrum der 

Diskussion rücken.  

• Denn es nützt nichts, ein teures Produkt besser zu finanzieren, das 

Produkt Wohnen muss insgesamt auch günstiger werden. Stichwort: 

einfaches Bauen! 

• Ich frage Sie:  

• Müssen Neubauten immer und in jeder Form mit einem Schallschutz 

wie in einem Tonstudio gebaut werden?  

• Wer in einer Altbauwohnung wohnen darf, der hört die knarzenden 

Dielen des Mieters über ihm.  

• Wie übrigens tausende Mieterinnen und Mieter in Berlin Prenzlauer 

Berg, die das Leben in einem Gründerzeit-Bau sogar ganz charmant 

finden.  

• Brauchen Neubauten tatsächlich immer zugehörige 

Parkplatzräume? Das wären in Ballungszentren dann Tiefgaragen – 

ein Kostentreiber! 



• Wir haben uns seit Jahren mit unseren Wohnstandards dermaßen 

hochgeschraubt, dass sogar die Rechtsprechung Probleme hat, zu 

beurteilen, was angemessen ist, oder was nicht.. 

• Erforderlich ist deshalb ein bundeseinheitlicher, klar strukturierter 

und rechtssicherer Rahmen für kostengünstiges Bauen.  

• Stichwort Gebäudetyp E. 

• Da müssen wir ran – und da will auch die Bundesministerin ran.  

• ABER: Dafür darf kein separater „Gebäudetyp-E-Vertrag“ 

geschaffen werden. 

• So treiben wir den Teufel mit dem Beelzebub aus.  

• Vielmehr braucht es die Definition eines gesetzlichen Referenzniveaus, das 

für alle Gebäude in Deutschland gilt.  

• Eine neue Absprungbasis also - ein „New-Normal“. 

• Dieses Referenzniveau ermöglicht rechtssicheres Bauen und gutes 

Wohnen, und wer mehr will, kann zusätzlichen Komfort individuell 

vereinbaren. 

• Dadurch stärken wir auch die Planungsverantwortung der Architekten und 

Ingenieure, um gute Planungsqualität zu erreichen.  

• Denn schlecht geplanter Wohnraum von heute ist das teure 

Sanierungsproblem von morgen 

• Lassen Sie mich zum Schluss noch eine Beobachtung formulieren, 

der mich seit Jahren umtreibt.  

• Unabhängig von Förderkulisse, Gebäudetyp E oder Sonstigem, 

brauchen wir einen neuen gesellschaftlichen Konsens für den 

Wohnungsbau. 

• Das konnte ich in den vergangenen Jahren immer weniger 

feststellen. 



• Irgendwann wurde Bauen nicht mehr als konstruktive Bereicherung 

empfunden, sondern als Bedrohung partikularer Interessen. 

• So kommen wir als Gesellschaft aber nicht weiter. 

• Es muss doch unser Anspruch sein, Menschen ein Dach über dem 

Kopf zu bieten, alles andere ist zynisch. 

• Ich sage es deutlich: 

• Wohnungsbau darf nicht an Einzelinteressen scheitern.  

• Hierfür ist ein „überragendes öffentliches Interesse“ im 

Baugesetzbuch für angespannte Wohnungsmärkte zu definieren, 

um vor Ort bei der Ausweisung von Bauland und der Umsetzung von 

Bauvorhaben zu unterstützen.  

• Ob Neubau, Aufstockung, Nachverdichtung, oder die Umnutzung 

leerstehender Büro- und Gewerbeflächen zu Wohnraum.  

• Meine Damen und Herren – Iris Schöberl und ich haben Ihnen 

vorgestellt, was es braucht, um den Wohnungsmarkt noch in dieser 

Legislatur wieder in Gang zu bringen. 

• Der „Bau-Turbo II“ sollte sechs Sofort-Maßnahmen beinalten 

o einen neuen gesellschaftlicher Konsens für den 

Wohnungsbau 

o eine verlässliche Förderpolitik 

o Eine Verbesserung steuerlicher Rahmenbedingungen 

o Maßnahmen zu Erleichterung der Immobilienfinanzierung 

o Eine neue Fokussierung beim Gebäudetyp E und 

o einen Stopp unnötiger Mietenregulierung 

• Mit unserem Verbände-Appell möchten wir auf die  zielführenden 

Maßnahmen im Koalitionsvertrag hinweisen, die bis heute noch 

nicht in die Umsetzung gekommen sind.  



• Die Bundesregierung sollte sich also auf das besinnen, was zu 

Beginn der Koalition aus CDU, CSU und SPD geeint worden ist, statt 

immer neue wohnungsbaupolitisch Ideen in den Raum zu stellen. 

• Kurz: wir wünschen uns von der Bundesregierung mehr Vehemenz 

und Ernsthaftigkeit, sich entschlossen für den Wohnungsbau in 

Deutschland einzusetzen.  

• Wir fordern die Bundesregierung dazu auf, die genannten 

Maßnahmen schnellstmöglich und konsequent umzusetzen.  

• Nur so kann der seit über fünf Jahren andauernden Krise am 

Wohnungsmarkt ein Ende gesetzt werden.  

• Dies ist die Bundesregierung nicht nur den Bürgerinnen und Bürger 

schuldig, die in den Ballungszentren dringend nach bezahlbarem 

Wohnraum suchen, sondern auch einer Bau- und 

Immobilienbranche, die trotz vieler Jahre der Rezession ihre 

Mitarbeitenden gehalten haben und einen enormen Beitrag für die 

Konjunktur in unserem Land leisten.  

• Wir bekräftigen unser Angebot an die Bundesbauministerin, mit uns 

in einen intensiven Arbeits- und Umsetzungsdialog abseits der 

etablierten Runden zu treten.  

• Wir stehen parat! 


